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Martin-Butzer-Gymnasium, Dierdorf 
 

 
 

 
 

Alterung der Gesellschaft und Migration 
 
 
In unserer Projektarbeit beschäftigen wir uns mit dem Thema: „Alterung der Gesellschaft 
und Migration“, da dies ein altes und doch immer aktuelles gesellschaftliches und 
politisches Thema ist. Da dieser Themenkomplex sehr umfangreich ist, haben wir uns 
entschlossen, es in verschiedene Unterthemen aufzuteilen. Dazu zählen zum Beispiel 
Inhalte wie Sozialstaatsprinzipien, Struktur und Wandel der Gesellschaft, sozialer Wandel 
und soziale Ungleichheit. Um die verschiedenen Bereiche zu erläutern, möchten wir 
Methoden wie Essays, selbstformulierte Reden oder auch Interviews verwenden. 
 

 
 
 

Ergebnisse der Phase 1+2 
Als unser FB-Kurs Histoire vom Martin-Butzer-Gymnasium Dierdorf von dem Projekt „Europa 
nur mit uns!“ hörte, war sofort das Interesse bei allen Kursteilnehmern geweckt. Unsere 
Lehrerin stellte die verschiedenen Themen vor, die bearbeitet werden können. Da viele Schüler 
aus unserem den Sozialkunde Leistungskurs besuchen, war das Interesse am Thema „Alterung 
der Gesellschaft und Migration“ sehr groß. Die große Mehrheit entschied sich sofort für diesen 
Themenkomplex.  
Zu Beginn haben wir uns mithilfe unseres Sozialkunde Leistungskursbuches in das Thema 
eingearbeitet (Sozialkunde – Politik in der Sekundarstufe II, ISBN:978-3-14-035996-2Schöningh 
Verlag). Nachdem wir uns einen Überblick über das Thema verschafft hatten, gliederten wir es 
in verschiedene Unterthemen:  
Aufbau und die Entwicklung der Gesellschaftsstruktur; Alterssicherung  
und der Generationenvertrag; Finanzierung der Rente; Zukunft des Sozialstaats und Migration. 
 
Bevor wir uns in verschiedenen Kleingruppen mit den oben genannten Themen beschäftigt 
haben, erarbeiteten wir im Plenum die Zuwanderunsgwellen nach Deutschland nach 1945. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg kamen nicht nur Vertriebene, sondern auch ausländische 
Arbeitsmigranten aus dem Mittelmeerraum in die Bundesrepublik, die speziell angeworben 
wurden. Seit dem Jahre 2010 gibt es aufgrund der wirtschaftlichen Probleme einiger 
europäischer Länder eine neue Zuwanderungswelle von hochqualifizierten Einwanderern, 
zunehmend aus Osteuropa (http://www.lefigaro.fr/flash-eco; l’immigration-bondit-en-
allemagne; 22.12.2011; Die neue Einwanderungselite, 12.01.2012, ©ZEIT ONLINE).  
Unter der Berücksichtigung der Leitfrage: „Wer ist davon betroffen?“, haben wir fest gestellt, 
dass dies eine europäische Angelegenheit ist, da die aktuelle Zuwanderung auf die 
wirtschaftlichen Probleme in Europa zurückzuführen ist. Im weiteren Verlauf unserer Arbeit 
muss diskutiert werden, wie eine Integration erfolgreich gelingen kann.  
Anschließend wurde in den verschiedenen Kleingruppen das Material aus dem Schulbuch 
gesichtet und überlegt, inwiefern beispielsweise die Finanzierung der Rente sowie die Alterung 
der Gesellschaft ein europäisches Problem ist und welche unterschiedlichen Lösungsansätze es 
gibt (Ergebnis: Datei zum „L’état social“).  
Ferner haben wir überlegt, wie man das vorhandene Material und die Texte am besten 
visualisieren kann. Wir haben begonnen Schaubilder und Comics zu erstellen, Essays 
geschrieben und sind dabei zum Thema Migration einen Fragebogen für Personen mit 
Migrationshintergrund zu erstellen. Wie beabsichtigen u.a. Mitschüler und Lehrer mit 
Migrationshintergrund zu interviewen. Auf der Grundlage der daraus gewonnen Erkenntnisse, 
werden wir Lösungsansätze formulieren.  
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Unser Unterricht bestand neben der Gruppenarbeit auch aus lebhaften und intensiven 
Diskussionen über unser Thema, aber auch über die verschiedenen Beiträge im Forum „Europa 
nur mit uns!“.  
Wir wurden zudem regelmäßig von unserer Lehrerin dazu angehalten aktiv an der Diskussion 
zur jeweiligen „Question of the week“ teilzunhemen. Wir haben uns zunächst über die 
verschiedenen Themen informiert und dann selbst Beiträge verfasst.  
Insgesamt ist dem Kurs aufgefallen, dass die Diskussion unser Interesse an der aktuellen Politik 
unterstützt und unser Wissen bezüglich aktueller politischer  
und wirtschaftlicher Begebenheiten Europas stark vergrößert hat. 
Wir sind gespannt auf die weitere Arbeit an unserem Projekt und freuen uns  
schon sehr auf die Tage in Ludwigsburg im September! 
 

Ergebnisse der Phase 3 
Phasenbericht 3 fehlt noch! 
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Gymnasium Achern, Lycée Koeberlé 
 

 
 

 
 

L’Europe et sa démographie – demographische Entwicklungen in Europa 
 
 

La démocraphie en Europe (et la migration) – Par exemple en France un Français sur 7 vit 
seul chez lui. En 50 ans, le pourentage de personnes résidant seules est passé de 6% à 
14%.  
L’Ined (L’institut national d’études démographiques) annoncent ainsi que 8764000, dont 
5,2 millons de femmes et 3,6 millions d’hommes préfèrent la solitude.  
La proportion a considérablement augementé depuis 50 ans, chez les hommes elle a triplé 
de 1962 à 2007 (de 4% à 12 %) alors que celle de femmes a doublé (de 8% à 16 %).  
Dans l’avenir la tendance va continuer et s’accentuer encore. 
 
Mais quelles sont les raisons?  
a)Chez les jeunes?  
b)Chez les couples?  
c) Les familles mono-parentales?  
d) Et chez les personnes plus âgées au-délà de 80 ? 
e) Un nouveau mode de vie s’établit en Europe? La société change?  
 
Quels sont les avantages, les explications et les risques pour notre société européenne? 
Prenez position.  
 
 
Unser Diskussionsthema für das Projekt mit dem lycée Koeberlé:  
 
Die Bevölkerungsentwicklung in Europa:  
Beispielweise in Frankreich lebt jeder siebte Franzose allein. Innerhalb der letzten 50 
Jahre hat sich die Prozentzahl der allein lebenden Haushalte von 6 % auf 14 % erhöht.  
Das Institut (L’Ined) verkündet, dass 8764000 Personen darunter 5, 2 Millionen Frauen 
und 3,6 Millionen Männer es vorziehen allein zu leben.  
Die letzten 50 Jahre zeigen ein bemerkenswertes, prozentuales Wachstum, bei den 
Männern hat sich der Anteil zwischen 1962 und 2007 verdreifacht (von 4% auf 12 %) 
während er sich bei den Frauen verdoppelt hat (von 8 % auf 16 %).  
Zukünftig wird diese Entwicklung anhalten und sich noch verstärken. 
 
Welche Gründe gibt es dafür?  
a) Bei den Jugendlichen? 
b) Bei den Paaren? 
c)Bei den Alleinerziehenden?  
d) Und den Älteren der Generation 80 plus?  
e) Die Gesellschaft verändert sich? Ein neuer Lebensstil entsteht?  
 
Welche Vorteile, Erklärungsmodelle, Risiken hat dies für die europäische Gesellschaft? 
Nehmen Sie bitte Stellung. Was meint Ihr dazu? 
 

 
 
 

Résultats de la Phase 1 
Les jeunes préfèrent de vivre seuls, parce que de plus en plus de jeunes veulent d’abord faire de 
la carriere et après vivre avec un partenaire et ensuite fonder une familie. Un nombre croissant 
pense que la priorité devrait être la carrière. La pression de réussir dans la vie et la pression de 
la compétition entre les jeunes, à l’école comme à l’université, force même les jeunes de céder 



 

 5 

une vie en couple. De plus, ils sont forcés à cause du manque de temps ; tout doit être fait de plus 
en plus vite ou en moins de temps. 
En France, ce développement est enforcé par l’école à plein temps. Parfois les jeunes ont même 
cours le samedi. De l’autre côté du rhin, en Allemagne, on a raccourci les années jusqu’au bac de 
neuf ans à huit ans. C’est pour cette raison pour laquelle les jeunes en Allemagne ont une plus 
grande obligation de réussir.  
Egalement, à l’université, on a aussi moins de temps à cause du changement du système national 
au système européen du « Bachelor » et « Master ». 
On peut distinguer ce développement partout en Europe, aussi supporté par des « études de 
Pisa». 
Malheureusement, les jeunes n’ont plus assez de temps de chercher leur amour accomplissant. 
 
Heutzutage ziehen es die Jugendlichen vor, alleine zu leben, aufgrund der Tatsache, dass sie 
zuerst Karriere machen, und danach mit einem Partner zusammenleben und eine Familie 
gründen wollen. Ein wachsende Zahl der Jugendlichen denkt, dass die Karriere Vorrang haben 
muss. Neben dem Druck im Leben erfolgreich zu sein, zwingt auch der Wettbewerb zwischen 
den Jugendlichen an der Schule wie auch an der Universität die Jugendlichen auf ein 
Zusammenleben im jungen Alter zu verzichten. Außerdem stehen sie aufgrund von fehlenden 
Zeit unter Druck; alles muss in einer kürzeren Zeit erledigt werden.  
In Frankreich wird diese Entwicklung von der Ganztagesschule verstärkt. Manchmal haben die 
Jugendlichen sogar Samstags Unterricht. 
Auf der anderen Seite des Rheins, in Deutschland hat man die Jahre bis zum Abitur in den 
meisten Bundesländern von neun auf acht Jahre (G8) verkürzt. Das ist der Grund, warum die 
Jugendlichen in Deutschland unter einem Leistungsdruck stehen. 
Vergleichbar ist ebenso die Entwicklung an den Universitäten: Auch hier ist der Zeitdruck 
gewachsen, sicherlich auch aufgrund des Wechsels von den nationalen Systemen auf das 
„Bachelor/Master-System“. 
Erkennbar ist diese Entwicklung in ganz Europa, was teilweise auch von der „Pisastudie“ 
unterstützt wird. 
Somit haben die Jugendlichen leider kaum mehr Zeit ihre erfüllende Liebe zu finden und diese zu 
lieben. 
 
Résultat les familles monoparentales Ergebnis: Die allein erziehenden Familien:  
 
In den letzen Jahren hat die Zahl an alleinerziehenden Eltern stetig zugenommen. Schon 2009 
machten die Alleinerziehenden in Deutschland 19% aller Familien aus.  
Der stärkste Grund für diese Entwicklung wird wohl der Gesellschaftswandel, der die 
Emanzipation hervorbringt. Durch die Emanzipation gewannen die Frauen an Selbstbewusstsein 
und ließen sich nicht mehr von ihren Männern unterdrücken: sie haben den Mut sich zu trennen. 
Vor 50 Jahren war es nicht gern gesehen getrennt oder sogar geschieden zu sein. Doch in der 
heutigen Zeit steigt die Anzahl der Scheidungen.  
 
Fakten 
 
Im Jahr 2006 gab es in Deutschland 2,66 Millionen alleinerziehende Mütter und Väter. Bei etwa 
1,62 Millionen Alleinerziehenden lebte mindestens ein minderjähriges Kind im Haushalt. Der 
Anteil der Haushalte der Alleinerziehenden an allen Familienhaushalten (jeweils ohne 
Altersbegrenzung bei den Kindern) lag 2006 bei 21,4 Prozent. Der entsprechende Anteil der 
Alleinerziehenden mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren lag im selben Jahr bei 13,0 
Prozent.  
 
In Westdeutschland erhöhte sich die Zahl der Alleinerziehenden (mit mindestens einem Kind 
unter 18 Jahren) zwischen April 1996 und 2006 von 910.000 auf 1,21 Millionen. Während die 
Zahl der alleinerziehenden Männer lediglich um 6,4 Prozent – von 125.000 auf 133.000 – 
zunahm, stieg die Zahl der alleinerziehenden Frauen um 37,6 Prozent – von 785.000 auf 1,08 
Millionen.  
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Für die leichte Steigerung der Zahl der Alleinerziehenden in Ostdeutschland (einschließlich 
Berlin) war alleine der Anstieg der Zahl der alleinerziehenden Frauen von 353.000 auf 374.000 
bzw. um 5,9 Prozent verantwortlich. Die Zahl der alleinerziehenden Männer sank zwischen April 
1996 und 2006 sogar von 41.000 auf 31.000. 
Von den 1,62 Millionen Alleinerziehenden (mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren) im Jahr 
2006 waren 89,9 Prozent Mütter und 10,1 Prozent Väter. 69,0 Prozent aller Alleinerziehenden 
hatten ein Kind, 24,9 Prozent hatten zwei und 6,1 Prozent hatten drei und mehr Kinder. Die 
durchschnittliche Kinderzahl der Alleinerziehenden lag im selben Jahr bei 1,39. Dabei war sie in 
Westdeutschland (ohne Berlin) mit 1,41 deutlich höher als in Ostdeutschland (einschließlich 
Berlin) mit 1,30.  
 
Die größte Gruppe unter allen Alleinerziehenden war im Jahr 2006 mit 61,2 Prozent die der 
alleinerziehenden Mütter mit einem Kind. An zweiter Stelle standen mit 23,0 Prozent die 
alleinerziehenden Mütter mit zwei Kindern. Die drittgrößte Gruppe war mit 7,8 Prozent die der 
alleinerziehenden Väter mit einem Kind. 
 
Fakten 
 
Im Jahr 2006 lebten in Deutschland 11,4 Millionen Paare ohne Kinder. Davon waren 9,7 
Millionen Ehepaare (85,2 Prozent) und 1,7 Millionen Lebensgemeinschaften (14,8 Prozent). Im 
selben Jahr lag die Zahl der Familien (alle Eltern-Kind-Gemeinschaften) bei 12,4 Millionen. Dabei 
lebte in 8,8 Millionen Familien (70,7 Prozent) mindestens ein minderjähriges Kind – und zwar 
bei Ehepaaren (6,5 Mio.), Lebensgemeinschaften (668.000) und Alleinerziehenden (1,6 Mio.). In 
3,6 Millionen Familien (29,3 Prozent) lebten ausschließlich Kinder, die mindestens 18 Jahre alt 
waren – und zwar bei Ehepaaren (2,5 Mio.), Lebensgemeinschaften (84.000) und 
Alleinerziehenden (1,0 Mio.).  
 
Bei den Familien hatten von den insgesamt 9,0 Millionen Ehepaaren 45,3 Prozent ein Kind (4,1 
Mio.), 40,9 Prozent zwei Kinder (3,7 Mio.) und 13,8 Prozent drei und mehr Kinder (1,2 Mio.). 
Von den insgesamt 752.000 Lebensgemeinschaften mit Kindern hatten 64,5 Prozent ein Kind 
(486.000), 27,6 Prozent zwei Kinder (208.000) und 7,8 Prozent drei und mehr Kinder (59.000). 
Die entsprechenden Werte der 2,7 Millionen Alleinerziehenden lagen bei 69,2 Prozent (1,8 Mio.), 
24,3 Prozent (646.000) und 6,5 Prozent (173.000).  
 
Im Jahr 2006 betrug die durchschnittliche Zahl der Kinder unter 18 Jahren (je Familie mit 
mindestens einem minderjährigen Kind) bei Ehepaaren 1,69, bei Lebensgemeinschaften 1,41 
und bei den Alleinerziehenden 1,39. Die durchschnittliche Zahl der Kinder unter 18 Jahren war 
damit bei allen drei Familienformen niedriger als im Jahr 1996. 
Warum alleinerziehende Mütter in Frankreich gut zurechtkommen 
In Frankreich sorgt der Staat mit Krippenplätzen und Steuererleichterungen dafür, dass Frauen 
Kinder und Beruf unter einen Hut bringen können. Davon profitieren Alleinerziehende wie 
Yolaine Constantin. 
Paris Yolaine Constantin trinkt Tee auf einer Pariser Café-Terrasse. Dafür hat die Mutter von 
drei Kindern nur während der Ferien Zeit: Der 17-jährige Boni ist in Kanada, der 10-jährige 
Wally in Mittelfrankreich, und der Älteste, der 19-jährige Gevan, hat einen Ferienjob. 
Die Urlaubsreisen werden von Schule und Stadt organisiert, die Eltern zahlen je nach Verdienst. 
Der Kanada-Aufenthalt ihres Sohnes kostete Yolaine nur etwas mehr als 200 Euro. "In Paris gibt 
es ab drei Kindern außerdem eine Familienkarte", erzählt die aparte Französin: "Wir können 
umsonst ins Schwimmbad und in die Museen und zahlen weniger Eintritt bei Konzerten im Parc 
Floral." Ab drei Kindern bekommen die Familien auch Zuschüsse für Sportangebote. 
Die 42-jährige Yolaine ist alleinerziehend. Die beiden großen Söhne haben denselben Vater, der 
Jüngste einen anderen. "Die Kinder haben zwar unregelmäßig Kontakt zu ihren Vätern, aber 
keiner zahlt Unterhalt", sagt Yolaine. Der Unterhalt wird nicht wie in Deutschland vom 
Jugendamt eingetrieben. Die Mütter müssen nicht zahlende Väter vor den Familienrichter 
zitieren. 
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Das will Yolaine nicht: "Ich ziehe meine Kinder allein auf." Seit ihrem 18. Lebensjahr sei sie für 
sich selbst verantwortlich. Mit 23 wurde sie zum ersten Mal schwanger: "Ein Kind zu haben, ist 
doch ein Glück. Ich habe es immer irgendwie geschafft." Als das erste Kind zur Welt kam, wohnte 
Yolaine mit einer Freundin zusammen. Einen Monat vor der Geburt fand sie eine eigene 
Wohnung. Sie bekam Wohngeld. Seit sie drei Kinder hat, lebt sie in einer Sozialwohnung im 11. 
Pariser Arrondissement. 
Mit Kindergeld und subventionierter Schulkantine kommt die zierliche Frau mit den drei 
Kindern über die Runden. Dass in Frankreich Vater Staat seinen Kindern hilft, zeigt auch 
Yolaines Steuerbescheid: "Ledig, alleinerziehend und drei Kinder: Das macht 4,5 Teile!" "Teile" 
heißen in Frankreich die Steuerbegünstigungen: Üblich ist lediglich ein Teil. Seit sie Kinder hat, 
muss Yolaine keine Steuern zahlen. 
Yolaines Lieblingsjob ist die Pressearbeit für Musiker, doch davon kann sie nicht leben. Oft wird 
sie in diesem Geschäft für ihre Dienste nur schlecht oder gar nicht bezahlt. Sie nimmt deshalb 
alle Posten an, die das Arbeitsamt bietet. Als der erste Sohn zur Welt kam, arbeitete Yolaine als 
Sekretärin. Nach dem Ende des Mutterschaftsurlaubs kam das Baby mit drei Monaten zu einer 
Tagesmutter und, sobald ein Platz frei wurde, in die kostengünstigere Kinderkrippe. 
"Ich hänge sehr an meinen Kindern und bin sehr mütterlich", erklärt Yolaine und lacht: "Aber 
gleichzeitig brauche ich Luft, und es tut mir auch gut, ein bisschen Freiheit zu haben." Drei 
Monate alte Babys in "fremde" Hände zu geben, gilt in Frankreich als völlig normal: "Ich vertraue 
den Menschen, denen ich meine Kinder anvertraue." 
Nur ihren jüngsten Sohn, Wally, stillte sie sechs Monate lang. Bei ihm nutzte sie die Möglichkeit 
einer längeren Erziehungszeit. Dann musste Yolaine wieder an den Arbeitsplatz zurück. Sie ließ 
ihr Baby von einer afrikanischen Familie im Viertel betreuen, die sie vom Kinderspielplatz 
kannte. 
Nach der Geburt des dritten Kindes arbeitete Yolaine zuerst nur halbtags. Ab dem dritten Kind 
gibt es in Frankreich - je nach Wunsch - eine Auszeit oder Teilzeit bis zu drei Jahren. Den 
fehlenden Lohn zahlt die staatliche Familienkasse, der Arbeitgeber garantiert den Arbeitsplatz. 
Yolaine ist stolz, dass sie ihre Kinder oft schon zum Schulschluss um 16 Uhr von der 
Grundschule abholte und sie nicht bis 18 Uhr in der Hausaufgabenbetreuung ließ. In Frankreich 
sind die Kinder bis zum Ende der Grundschule ganztags gut aufgehoben. Ein Grund, warum 
Französinnen Familie und Beruf recht gut vereinbaren können. 
Alleinerziehende in Europa 
 
Der Recherchebericht zur Situation Alleinerziehender in den Supermom-Partnerländern steht in 
den verschiedenen Sprachversionen bereit zum Download. Er soll einen Überblick geben über 
die SItuation in Italien, Polen, Frankreich, Großbritannien (Nordirland) und Deutschland. 
Betrachtet werden dabei insbesondere Demographie, Arten und Verfügbarkeit von 
Kinderbetreuung, soziale Unterstützung, Bildungs- und Beschäftigungsstand sowie die 
Armutsrate unter Alleinerziehenden. Zudem blickt der Bericht über das Potential der jeweiligen 
Filmindustrie. Daten wurden aus einer Vielzahl an Quellen gesammelt und ausgewertet, so dass 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Partnerländern verdeutlicht werden und 
interessante Fakten sowie Statistiken aufgezeigt werden. Der Mangel an Daten zur Situation 
Alleinerziehender in manchen Ländern kann dabei selbst als interessante Tatsache gesehen 
werden, die andeutet, dass Alleinerziehende dort nicht als eigenständige Gruppe angesehen 
werden, die Untersuchungen und in der Folge auch gezielte Unterstützung bedarf. Ein weiterer 
Aspekt, der die Bedeutung von Projekten wie Supermom unterstreicht. 
 
Das alarmierendste Rechercheergebnis ist, dass in Europa (EU 25) sowie in den meinsten nicht 
EU Ländern, das Armutsrisiko für Kinder in einem Alleinerziehenden-Haushalt fast doppelt so 
hoch ist wie das durchschnittliche Armutsrisiko aller Kinder zusammen (34% gegenüber 19%). 
Einer der Hauptgründe ist die hohe Arbeitslosenquote innerhalb dieser Familienform. Probleme 
in der Kinderbetreuung, weniger Flexibilität in Bezug auf Arbeitszeit und -ort, oft geringere 
Bildungsabschlüsse insbesondere unter jungen Müttern sowie mangelnde aktuelle 
Berufserfahrung vermindern die Chancen Alleinerziehender auf dem Arbeitsmarkt. 
 
Résultat les couples: 
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Das Ideal hat sich in den letzten Jahren stark gewandelt. Viele Menschen wollen lieber Karriere 
machen, als eine Familie zu gründen. Für diese Karriere muss man viel Zeit investieren, so dass 
für den Partner nur wenig Zeit übrig bleibt. Außerdem ist man ohne Beziehung flexibel im Beruf, 
da man unabhängig vom Partner mit z. B. seiner Firma in das Ausland reisen kann, um dort zu 
arbeiten. So bevorzugen viele Menschen das freie und unabhängige Leben. 
 

Résultats de la Phase 2 
Phasenbericht 2 fehlt noch! 
 

Résultats de la Phase 3 
Phasenbericht 3 fehlt noch! 
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Goethe Gymnasium, Ludwigsburg 
 

 
 

 
 

Generationenvertrag 
 

 
Deutschland wird immer älter: die Lebenserwartungen steigen, jedoch werden immer 
weniger Kinder geboren. Auf Grund dieses demografischen Wandels funktioniert der 
Generationenvertrag nicht mehr, durch den ursprünglich die Renten finanziert werden 
sollten.  
 
Andere Länder in der EU haben ähnliche Probleme. 
Aus diesem Grund wollen wir herausfinden, wie diese ihre Rentenversicherung regeln und 
wie wir dafür sorgen können, dass die Renten künftig stabil bleiben. 
 

 
 
 

Ergebnisse der Phase 1  
Zusammen mit unserer Partnerschule in Londnon haben wir uns Gedanken über die Situation 
der Rentner in unserern Ländern gemacht. Wir haben uns überlegt Umfragen in drei 
unterschiedlichen Altersklassen (15-29; 30-59; 60+ ) durchzuführen, um genau feststellen zu 
können: 
- welche Probleme bei den Rentnern von heute bereits aufgekommen sind 

- welche Maßnahmen Erwachsene für ihre Altersvorsor ➔ Beitrag komplett anzeigen …  

Zusammen mit unserer Partnerschule in Londnon haben wir uns Gedanken über die Situation 
der Rentner in unserern Ländern gemacht. Wir haben uns überlegt Umfragen in drei 
unterschiedlichen Altersklassen (15-29; 30-59; 60+ ) durchzuführen, um genau feststellen zu 
können: 
- welche Probleme bei den Rentnern von heute bereits aufgekommen sind 
- welche Maßnahmen Erwachsene für ihre Altersvorsorsoge treffen 
- welche Lösungsvorschläge sie haben 
- welche Probleme die Jugend für ihre Zukunft sieht  
- usw.  
Später werden wir dann unsere Ergebnisse mit denen der Engländer vergleichen und sie 
zusammen mit unseren eigenen Vorschläge in einem Film zusammenfassen.  
So wird uns ermöglicht, representative Ergebnisse der unterschiedlichen Altersstufen in den 
unterschiedlichen Ländern auswerten zu können und ein vertretbares und realistisches Fazit 
ziehen zu können. Wir sind schon sehr gespannt auf unsere Ergebnisse! 
 

Ergebnisse der Phase 2 
Da der bisherige Generationenvertrag, der für die Sicherung der Renten der deutschen Bürger 
sorgt, nicht mehr funktioniert, brauchen wir ein neues Konzept.  
Die über 60- jährigen sind nicht davon betroffen aufgrund dessen, dass sie bereits ihre Rente 
ausgezahlt bekommen und nichts mehr einzahlen. Folglich wäre es sinnvoll einen 
Volksentscheid der 16- bis 60- jährigen zu machen, um über die neue Lösung abzustimmen. Ein 
Volkentscheid ist deshalb wichtig, da die jungen Leute, die betroffen sind, nicht so viel in der 
Politik mitbestimmen können. Die junge Generation ist aber die, für die die Änderungen gelten. 
Da es auch viel mehr alte Menschen als junge gibt, wird die politische 
Mitbestimmungsmöglichkeit noch mehr eingeschränkt. Damit die Jugendlichen bei der 
Volksabstimmung überhaupt wissen, worüber es geht, muss die Aufgabe, die Jugendlichen über 
die Problematik und deren Folgen für sie aufzuklären, in den Lehrplänen aller Bundesländer 
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verankert sein. Zur Vereinfachung wäre es sinnvoll die Bundesländer zusammenzulegen. Auch 
sollte die Europa- und Länderpolitiken transparenter und verständlich werden, damit man 
überhaupt versteht, was zurzeit passiert. Bei einem Volksentscheid sollten die Informationen 
und die Wahlzettel auch für jedermann verständlich sein, damit keine Missverständnisse oder 
große Fragen aufkommen.  
Von unserer Partnerschule in London haben wir erfahren, dass Rentensysteme ohne gesetzliche 
Renten funktionieren. Beim direkten Austausch werden wir das nochmal genauer untersuchen, 
wie das geht. Wenn solch ein System erfolgreich ist, kann man nämlich Teile davon in anderen 
europäischen Ländern übernehmen. Genau so könnten die anderen Länder auch unser Konzept 
übernehmen, wenn es in Deutschland Erfolg hat. 
Unser jetziges Rentensystem setzt sich nicht durch, da zu wenige junge Leute Geld für die 
Renten einzahlen. Das bedeutet, dass wenn die junge Generation ins Renten Alter kommt, es 
kein Geld mehr für sie gibt, obwohl sie so viel eingezahlt haben. Es wäre also besser, wenn das 
Geld, das man einzahlt, auch für einen selber am Ende übrig bleibt. Statt Geld an den Staat zu 
geben, der es für die Rente anderer benutzt, zahlt man denselben Betrag auf ein privates Konto, 
auf das man allerdings keinen Zugriff hat, bis man in Rente geht. Das Geld wird wie gewohnt 
direkt vom Bruttogehalt abgezogen, damit es wirklich angespart wird und nicht direkt 
ausgegeben wird. Es gibt dabei einen verpflichteten Grundbetrag, aber man kann jeder Zeit 
mehr auf das Konto tun. So ist dafür gesorgt, dass man auf jeden Fall genug hat, wenn man nicht 
mehr arbeitet. Der Betrag muss vorher so errechnet werden, dass er bis zum Tod reicht. Der 
Pflichtbetrag muss höher sein als das Arbeitslosengeld 2. Dadurch ist garantiert, dass es sich 
lohnt selber zu sparen, an Stelle sich als Arbeitslos zu melden und es ist gesichert, dass das Geld 
zum Leben reicht. Wenn das Geld nicht reicht, kann man Zuschüsse vom Staat beantragen. Durch 
dieses Konzept geht man dem Problem des demografischen Wandels aus dem Weg, da jeder für 
sich sorgt. Es gibt also keine Umlagerung, sondern jeder sorgt gewissermaßen für sich selber.  
Da das Geld, das vom Einzahlen der jungen Menschen zur Verfügung stand, auf einmal wegfällt 
müssen die Renten, die ursprünglich von diesen Rentenabgaben finanziert wurden, auf anderem 
Weg gezahlt werden. Dafür muss der Staat zuerst einmal Geld sparen, indem er nichts mehr an 
verschuldete Länder, wie Griechenland, abgibt. Diese Länder müssen zeitweise aus dem Euro- 
System aussteigen, da sie den anderen Ländern schaden. Außerdem sollte im eigenen Land eine 
Vermögenssteuer von bis zu 50% eingeführt werden. Eine neue Stromsteuer würde auch den 
Renten und der Umwelt gleichzeitig zu Gute kommen. Der Strom, den man verbraucht wird 
versteuert. Da jeder Strom braucht, wäre dies eine sichere Einnahmequelle. Dazu würden die 
Verbraucher mehr darauf achten, weniger Strom zu benutzen, was der Umwelt sehr viel helfen 
würde.  
Um dem Problem des demografischen Wandels noch intensiver entgegen zu wirken, müssen 
auch die Familien gefördert werden. Das bedeutet, dass Kindertagesstätten ausgebaut werden 
und mehr mit Angeboten wie dem Landesfamilienpass geworben wird. Das Betreuungsgeld 
allerdings soll nicht umgesetzt werden. 
 
 

Ergebnisse der Phase 3 
Damit auch die Jugendlichen, die am meisten vom demografischen Wandel und dessen Folgen 
für den Generationenvertrag betroffen sind, mitbestimmen können, müssen diese aufgeklärt 
werden. Es sollte deshalb verpflichtend werden Schüler und Studenten darüber zu informieren 
und mit ihnen zu diskutieren. Auch sollten Werbekampagnen gestartet werden, die für jeden 
verständlich sind. Denn wenn sie nicht wissen, wie ihre Zukunft aussieht, können sie auch nicht 
vorsorgen, was weitreichende Folgen haben kann, wenn man zum Beispiel nicht früh genug 
anfängt zu sparen um später genug Rentengelder zur Verfügung zu haben. Wenn sie sich aber 
intensiver mit diesem Thema beschäftigen, kommt vielleicht eher der Wunsch auf, sich in der 
Politik einzubringen. Auch werden sie sich mehr Gedanken über ihr Leben machen, 
beispielweise, wenn es darum geht wie viele Kinder sie bekommen möchten. Wir als Einzelne, 
die wir uns bereits intensiv mit dem Generationenvertrag beschäftigt haben, können versuchen 
mit Freunden öfter darüber zu reden, damit das Problem bekannter wird und auch um die 
anderen Menschen in unserem Umfeld zum Denken anzuregen.  
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Allerdings muss man sich immer wieder neu mit dem Thema auseinandersetzen, da sich in den 
nächsten Jahrzehnten noch einiges ändern wird. Man muss also immer schauen, dass das 
Rentensystem, das zu dem Zeitpunkt aktuell ist, auch noch für die künftigen Generationen 
umsetzbar ist. Wenn man beispielsweise in 20 Jahren merkt, dass es wieder mehr Geburten gibt, 
kann man sich überlegen, ob die Geburtenrate so bleiben wird und ob man deshalb wieder zum 
Generationenvertrag zurückkehren soll. Denn eigentlich ist das jetzige System gut, doch im 
Moment nicht mehr umsetzbar.  
In den Beschluss sollte die Bevölkerung auf jeden Fall miteinbezogen werden, doch die 
endgültige Entscheidung sollte dennoch die Regierung fällen. Ein Austausch zwischen den 
einzelnen europäischen Ländern ist auch notwendig, aber es sollte kein einheitliches 
Rentensystem geben, da wir beim Skypen mit unserer englischen Partnerschule festgestellt 
haben, dass die Länder zwar ähnlich, aber doch auch verschiedene Ansichten haben. Wenn 
Deutschland unser vorgeschlagenes neues Rentensystem ausprobiert und es erfolgreich ist, 
können es die anderen europäischen Länder auch einführen. Es wäre nämlich nicht sinnvoll, 
wenn alle es auf einmal ausprobierten und es am Ende gar nicht gut ist.  
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North London Collegiate School, Edgware 
 

 
 

 
 

Pension Problems 
 
 
Younger generations are feeling the strain of a growing ageing population. We chose this 
topic because it is a far-reaching problem whose consequences will affect us in the future. 
Our school has had a strong relationship with Goethe Gymnasium school in Ludwigsburg 
for over 60 years, and through this forum we hope to strengthen this connection. 
 

 
 
 

Report phase 1  
Siehe Goethe-Gymnasium LB 
 

Report phase 2 
Siehe Goethe-Gymnasium LB 
 

Report phase 3 
Having carried out our investigation into opinions on the English pension system we came up 
with the following solutions for all the problems. 
 
• People would have to pass a disability test before they retired, showing that they were unable 
to continue their job. This would lower the amount of money required to keep the pension 
system as it would reduce the number of retired people, and it would increase the number of 
people in the workplace. However, it would reduce the number of jobs for young people. 
 
• More transparency about pensions, and realistic commitments made by the government so 
that they can be taken at face value and are guaranteed to not be altered (as happened recently 
in England to workers in the state sector) 
 
• Separation of pensions from jobs, with private pension schemes and savings programmes to be 
chosen by the individual, and a minimum level guaranteed by the state 
 
• Only just over 15% of the younger generation who we interviewed were aware of the pension 
system, therefore we should promote awareness of the pension system to the younger 
generation through school programmes.  
 
We had a lively discussion with our partner school, Goethe-Gymnasium in Ludwigsburg via 
email and a successful Skype session in which we understood difference between the solutions 
and situation in both countries. Nonetheless, we found out that both Germany and UK face 
similar problems regarding the pension system. 
 
The German students disagreed with us about the disability tests because they felt that it was 
unfair to make elderly people work when they did not want to. They thought it would be better 
to make people pay a separate tax which would go into their own pension fund as opposed to 
other people paying for their pension.  
 
They agreed with the rest of our solutions and felt also that ignorance of the pension system 
amongst the younger generations was a problem in Germany as well as England. More 
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awareness definitely needs to be raised in children about their futures.  
 
We feel that this whole process has helped us get more of an idea about what opinions people 
from other countries hold on everyday issues. We look forward to continuing our 
communications with Goethe-Gymnasium Ludwigsburg! 
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Lycée Georges Cuvier, Montbéliard 
 

 
 

 
 

Le vieillissement démographique en Europe 
 

 
Notre groupe se propose de travailler sur le vieillissement démographique en Europe. 
C’est en effet un sujet d’actualité, en particulier dans notre pays avec la récente réforme 
des retraites. Mais ce phénomène concerne toute l’Europe. En effet, la diminution du 
nombre de décès entre 2008 et 2060 va engendrer un vieillissement considérable de la 
population européenne. Ainsi, en 2060, plus du quart (30 %) de la population des Etats 
membres de l’UE aura plus de 65 ans. C’est donc un sujet qui sera au coeur des futurs 
débats politiques, et nous nous proposons dès à présent de nous pencher sur les causes, 
les conséquences, et les possibles adaptations à faire pour pallier ce phénomène. 
 
(chiffres tirés d’ine étude d’Eurostat du 26/08/08 Ageing characterises the demographic 
perspectives of the European societies) 
 

 
 
 

Résultats de la phase 1  
Tout d’abord, qu’est ce que le vieillissement démographique?  
 
C’est la part des personnes âgées au sein de la population globale, qui résulte des progrès 
considérables réalisés dans les domaines économique, social et médical en termes de services 
offerts aux Européens. Ce vieillissement de la population résulte de plusieurs tendances 

démographiques simultanées: le nombre ➔ Beitrag komplett anzeigen …  

Tout d’abord, qu’est ce que le vieillissement démographique?  
 
C’est la part des personnes âgées au sein de la population globale, qui résulte des progrès 
considérables réalisés dans les domaines économique, social et médical en termes de services 
offerts aux Européens. Ce vieillissement de la population résulte de plusieurs tendances 
démographiques simultanées: le nombre d’enfants par femme, à associer au "baby-crash" qui a 
suivi le "baby boom", ainsi que l’espérance de vie qui ne cesse d’augmenter. Ces phénomènes 
réduiront légèrement la population totale de l’UE qui deviendra beaucoup plus âgée. Ainsi, le 
nombre d’européens en âge de travailler dans l’UE-25 diminuera de 48 millions entre 2006 et 
2050 et le taux de dépendance devrait doubler pour atteindre 51% en 2050.  
Ce changement démographique s’accompagnera également de bouleversements sociaux 
profonds (protection sociale, logement, travail) dans tous les pays concernés par le défi du 
vieillissement de la population. 
 
 
Pourquoi s’agit t’il d’une situation de crise?  
 
Voici tout d’abord des chiffres concernant l’UE des 27 : 
 
Taux de population en âge de travailler en 2050 (20-64 ans): 52% 
Taux de population âgée de 15 à 24 ans en 2050: 19% 
Taux de population âgée de 65 ans et plus en 2050: 29% 
Taux de dépendance en 2050: 50% 
Taux de fécondité en 2060: 1,68 enfant par femme (seuil de renouvellement 2,1) 
Espérance de vie des femmes en 2060: 89 ans 
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Espérance de vie des hommes en 2060: 84,5 ans 
Solde migratoire en 2007: +1,9 millions  
 
Nous pouvons ainsi noter que la part des 65+ constitue 1/3 de la population européenne et est 
donc loin d’être une classe à négliger, d’autant plus qu’elle tend à augmenter (cf espérance de 
vie). 
Ainsi il s’agit détudier ce phénomène et de le prendre en compte dans les prochaines décisions 
politiques : il faut rapidement apprendre à intégrer ces personnes dans notre société, car ce n’est 
actuellement pas le cas, c’est en effet une classe "en marge" : discrimination au travail, manque 
d’aides, isolement etc... 
Ces tendances vont modifier la part des européens en âge de travailler, et aura donc un impact 
su le taux de croissance économique, et correspond donc bien à un phénomène à prendre en 
compte. 
 
 
Qui est concerné par le problème ?  
 
C’est simple : TOUT le monde. Les personnes agées évidemment, mais aussi les jeunes car ce 
sont eux qui payent leur retraite. De plus, c’est notre devoir à tous de les inclure dans la société : 
citoyens, entreprises, gouvernement. 
 
 
En quoi l’aspect choisi constitue-t-il un thème européen ? 
 
Le viellissement démographique est un phénomène qui touche l’Europe dans sa globalité. Certes, 
peut-être pas dans les mêmes proportions, mais il convient de prendre une position commune. 
Nous avons en effet vu que ce vieillissement aura des conséquences économiques. Or, l’Europe 
est dans une optique de politique économique commune, il s’agit donc bien d’un thème 
européen. 
 
 
Quels autres aspects doivent être pris en compte ? 
 
Il y a bien sur les aspects sociaux à prendre en compte : les 60+ sont avant d’être des retraités, 
ou des consommateurs, ou des travailleurs, ce sont des êtres humains ! Des personnes fragiles, 
en fin de vie. Il faut donc une meilleure adaptation des services de santé, la construction de 
maisons de retraites, la mise en place d’aides, des services de prévention contre les maladies 
liées à l’âge etc... 
 
 
Quelles stratégies existent aujourd’hui pour résoudre ces problèmes ? Avec quelles stratégies les 
régions, Etats ou l’UE répondent à ces problèmes actuels? 
 
Pour l’instant, la Décision2007/397/CE de la Commission du 8 juin 2007 institue un groupe 
d’experts sur les questions démographiques [Journal officiel L 150 du 12.6.2007], chargé 
"d’aider et de conseiller la Commission dans l’élaboration de politiques adaptées à la nouvelle 
réalité démographique de l’Union mais également au niveau du processus de suivi des 
évolutions de la population et de la main-d’œuvre européennes en termes de vieillissement. Il 
servira également de plate-forme entre les États membres afin qu’ils puissent partager leurs 
expériences et échanger leurs bonnes pratiques, qu’il s’agisse de thèmes comme le vieillissement 
actif, la politique familiale, les soins pour les personnes dépendantes âgées ou encore 
l’immigration." 
De plus, de nombreux Etats et notamment la France ont remanier leur système des retraites. 
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Résultats de la phase 2 
Qui est à même de proposer des solutions? 
 
Bien sur, ce sont les gouvernements, à la fois fois nationaux et européens, qui sont à même de 
proposer des solutions et de les concrétiser. Cependant, si chaque citoyen y réfléchit, il peut être 
possible de faire changer les choses à d’autres échelles, par exemple dans les communes. De 
plus, avant toutes réformes, il faudra consulter les citoyens, car ils seront peut-être plus à même 
de pointer du doigt les "failles" de ces réformes, ce qui permettrait de les modifier afin qu’elles 
soient en accord avec les intêrets de la majorité de la population. 
 
Comment trouver une solution européenne reposant sur une légitimité démocratique ? 
 
Il faut que chaque pays consulte sa population puis seulement que les hauts dirigeants se 
réunissent pour trouver une solution commune. Il serait également intelligent que l’Assemblée 
européenne, beaucoup plus représentative de la population européenne que les hauts dirigeants, 
aie son mot à dire. 
 
Qui doit être impliqué dans ces décisions ? 
 
Comme dit précédemment, les citoyens de l’UE, nos députés ainsi que nos dirigeants, afin que les 
mesures prises soient les plus justes possibles. 
 
A quoi pourrait ressembler le droit de participer aux décisions politiques des citoyens ? 
 
Peut être un référendum ou des sondages, ce sont selon moi les éléments les plus représentatifs 
de la démocratie et de la souveraineté populaire. 
 
Quel rôle joue la solidarité entre les pays européens? 
 
La solidarité entre les pays européens est bien sur très importante afin de trouver des solutions 
durables pour l’avenir. En effet, l’Union Européenne se cherche au niveau de la coopération 
politique et sociale. Réfléchir à des questions importantes à plusieurs permet de trouver des 
solutions plus efficaces rapidement mais aussi de ne pas oublier certains pays européen ayant 
plus de difficultées. Les propositions seront donc appropriées pour chaque pays et seront les 
bases d’une politique européenne commune.  
Il ne faut pas oublier que de plus, notre société actuelle fait que nous sommes très 
"internationaux", nous parlons plusieurs langues, sommes ouverts à l’extérieur etc... et c’est pour 
ça que la solidarité est importante. Dans le contexte actuel, on ne peut pas se permettre de ne 
pas prendre en considération ses voisins, qu’ils soient "pauvres" ou non. 
 

Résultats de la phase 3 
Pour nous, la transition démographique revêt 3 aspects : l’intégration nécessaire des séniors 
dans le monde du travail, le changement des mentalités face aux séniors, ainsi que la prise en 
compte de la fragilité des séniors. 
 
 
>> Nos solutions pour remédier aux vieillissement démographique : 
 
 
I/ 45+ Un emploi devient essentiel : 
 
Face au vieillissement de la population européenne, beaucoup d’états se sont lancés dans la 
réforme de leur système social en commençant par l’age légal de départ à la retraite (cf. Plan 
WOERTH de 2010). Ainsi, il est très clairement annoncé le fait que le financement des retraites 
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reste une préoccupation majeure pour demain, un défi à relever face à l’allongement 
considérable de la durée de vie. 
 
Pour faire face à cette situation, l’augmentation du nombre d’années travaillées semble 
inéluctable. Pour ce faire, il sera nécessaire de diminuer voire supprimer les possibilités de pré-
retraites tout en promouvant l’emploi des +45 ans (part des individus les plus touchés par le 
chômage avec les -26 ans), notamment en supprimant la mention de l’âge sur les CV afin d’éviter 
la ségrégation vis à vis de l’age et de privilégier les compétences et l’expérience. 
 
Nous pouvons également imposer un quota "d’emplois sénior" aux entreprises. En effet, alors 
que les grands groupes multinationaux perçoivent nombre d’indemnités (45Millions par la 
France déjà), réorienter ces dernières de façon contractuelle afin que puissent en bénéficier 
seuls ceux qui répondrait à un critère d’embauche de 25% de seniors, est une issue à envisager. 
A donner de façon aveugle, la France comme nos partenaires européens, doit repenser ses 
méthodes d’attribution d’aides et subventions face aux enjeux de demains tels que l’absolue 
nécessite de faire travailler nos concitoyens plus longtemps et ce, dans de bonnes conditions.  
Par ailleurs, n’oublions pas qu’un manque à gagner considérable reste perceptible et se doit 
d’être relever : les seniors c’est aussi une expérience de qualité et à savoir-faire recherché 
aujourd’hui : les mettre en marge c’est aussi atténuer le rayonnement de l’Union Européenne sur 
le monde, une erreur considérable ! Cette première proposition ne serait en fait, qu’un échange 
de bons procédés entre le gouvernement et les entreprises. 
 
II/ Jeunes & Seniors, des préjugés à faire tomber : 
 
Si les seniors peinent à séduire les employeurs, il n’en ressort pas moins qu’il faille miser sur les 
employeurs de demain en responsabilisant ces-derniers, en les formant afin qu’ils soient en 
phase avec les enjeux de demain. Aujourd’hui, il est incontestable qu’en matière 
d’entrepreneuriat, les jeunes entrepreneurs évaluent mal les responsabilités touchant au 
domaine de la création d’entreprises. Cela n’est en fait que le fruit résultant du manque 
d’infrastructures visant à former cette jeunesse, principalement, ambitieuse et déterminée à 
porter un projet qu’elle juge défendable car légitime. Le « métier » d’entrepreneur s’apprend, 
comme tout autre profession. C’est pourquoi nous proposons la création d’une université 
chargée d’accueillir et de former ceux qui, demain, seront, qui sait, à la tête d’entreprises de 
renommée internationale. Les former... Cela passera par l’exposition des dangers liés aux 
préjugés concernant l’emploi tant des jeunes que des moins jeunes et ce, en faisant le parallèle 
avec le manque à gagner d’une embauche d’un senior pour X jeunes. Nous pouvons imaginer la 
mise en place d’une charte de déontologie d’entrepreneuriat responsable, qui ouvrira les vannes 
de subventions étatiques aux entrepreneurs signataires. 
 
En second lieu, outre les employeurs de demain, ce sont les jeunes qu’il faut reconnecter aux 
seniors. Ce conflit de génération, cette déchirure sociale est plus enclin à faire régresser les 
mentalité en laissant à la surface nombre de préjugés, c’est un fait. De la sorte, l’expansion de 
cités intergénérationnelles construites aux suites d’un partenariat entreprise-gouvernement 
peut être envisagée, loin d’être négligeable même. "Découvrir les autres, au delà des préjugés, de 
l’apparence, c’est sans doute ce qui semble le plus difficile au premier abord. Mais très 
rapidement les barrières tombent et les liens se tissent." dixit des initiateurs de projets 
intergénérationnels. C’est en outre le principe préconisé, mis en relation avec le secteur de 
l’emploi. En somme, les jeunes et les seniors habiteraient dans des cités située selon l’entreprise 
occupée où l’un cohabitera avec l’autre et ce, dans l’optique d’auto sensibiliser ces-derniers face 
à leurs problèmes respectifs. Cette cohabitation permettrait de répondre à la pénurie de 
logements et par ailleurs permettrait la mise en place d’un système de covoiturage répondant 
aux problèmes d’autonomie, de mobilité. 
Par ailleurs, un autre moyen de sensibilisation pourrait être une sorte de campagne publicitaire 
composée de spots télévisés, affiches, aux slogans novateurs afin de faire comprendre aux jeunes 
ce que représente réellement les séniors dans notre société aujourd’hui, afin de dépasser les 
préjugés actuels. 
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III/ Vivre plus longtemps, certes... En bonne santé ? 
 
Outre l’enjeu que représente le maintien à l’emploi des plus de 45 et 50 ans que nous soulignions 
plus haut, celui de la santé est également important à prendre en compte, dans la mesure où si 
les personnes vont vivre plus longtemps, elles ne vivront pas forcément plus longtemps en 
bonne santé, sachant que plus l’âge augmente, plus la santé est fragile. Ce qui sous-entend un 
coût supplémentaire sur les systèmes de santé et l’économie des pays d’Europe, d’ores et déjà à 
leurs limites. Pour faire face à cet énième défis résultant du vieillissement de la population, 
nombre de recherches se sont axées sur l’étude de solutions aux besoins des personnes restées 
chez elles, en prenant en compte leur degré de dépendance, l’endroit où elles résident ainsi que 
la nécessité de mettre en œuvre des technologies adaptées et peu coûteuses. Sont à relever, à la 
suite de ces études, les Technologie de l’Information et de la Communication. La France, en la 
matière reste un très bon exemple via, entre autres exemples, le projet M@D né aux suites de la 
tragique canicule de 2003 (système de web cam relié à un concierge 24/24 - 7/7 qui serait un 
premier maillon en cas de problème de l’individu avant toute démarche d’intervention de nos 
services de secours et de prise en charge dans les hôpitaux. Cette procédure étant très peu 
coûteuse face à la prise en charge médicale que trop souvent peu nécessaire. Pour ce qui est des 
coûts de ce service, les opérateurs de call centers demandent un abonnement de 30€ par mois, 
dont l’État accepte de rembourser la moitié. De plus, les collectivités territoriales apportent une 
aide supplémentaire aux personnes âgées les plus en difficulté financièrement. Pour que les 
personnes s’habituent, il est envisagé de proposer ce système aux personnes à partir de 60 ans. 
En plus du développement de ce système, pourquoi ne pas mettre en place une sorte de "service 
à la personne" obligatoire pour sensibiliser les jeunes à la fragilié des séniors? Ou encore que les 
mairies proposent des rémunérations (l’argent motive toujours) contre de l’aide aux personnes 
âgées de la ville, cela permettrait également, en outre de rapprocher ces générations, au même 
titre que les cités intergénérationnelles.  
 
Et il faudrait bien entendu également développer les instituts de santé spécialisés. En la matière, 
l’UE se devrait de se fixer une réelle politique commune et ambitieuse en matière de santé, 
comme ailleurs, avec notamment une meilleure adaptation des services de santé au même titre 
qu’une démarche préventive en matière de maladies chroniques qui pourraient atténuer de 
moitié les dépenses publiques de santé et des soins de dépendance.. Cela sous entends quelque 
part, la mise en place d’une Europe fédérale avec un gouvernement digne de ce nom, un 
président à sa tête. Cependant, démocratie oblige, la voie référendaire est, indubitablement, 
inéluctable. Répondre avec efficacité à nos maux économiques et sociaux passe par un 
ajustement de nos modèles sociaux, de nos politiques qu’elles soient de santé, de sécurité, ou 
encore économiques. En cela, une Europe fédérale pourrait être proposée aux Peuples des états 
membres. 
 
 
>>>>>>>>>>> Pour aller plus loin <<<<<<<<<<< 
 
 
>> Le financement: 
 
Économiquement, des économies sont à engager afin de se permettre des investissements 
communs et des projets d’avenirs tels les cités intergénérationnelles. De fait, il est indéniable 
que les priorités gouvernementales sont à revoir. Ainsi, conformément au rapport de la cours de 
comptes, pages 31 de 2011, le problème de notre dette est conjoncturel et non pas structurel : la 
dette depuis 1973 c’est +1400 milliards d’euros (Monsieur Hollande l’a très justement rappelé 
d’ailleurs lors de son débat de second tour face à Nicolas Sarkozy). 1973, est marqué au fer 
rouge par la loi Pompidou Giscard remise en conformité pour Maastricht en 1995, et devenant 
l’article 123 du traité de Lisbonne. De fait, nous reversons 43 milliards d’euros d’intérêts par an 
aux Marchés Financiers, ne serait-ce qu’en France ! De plus, cette somme ne correspond à aucun 
investissement collectif, ces intérêts sont financés via les les impôts que chacun d’entre nous 
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paît, ni plus, ni moins. Là où, hier, le spectre de l’inflation était agité pour justifier cette mesure, 
rappelons qu’aujourd’hui les outils et organismes veillant à contrôler les agissements étatiques 
sont présents. 
 
Ensuite, il conviendrait de reporter les coûts de la récession et les pertes des banques sur leurs 
actionnaires et sur les plus aisés des ménages. Il est anormal de constater qu’au profit de la 
finance, l’austérité est imposée aux peuples de façon générale. Cette économie supplémentaire 
permettrait de s’en retourner vers une politique solidariste et plus juste mais plus loin, c’est 
aussi faire participer les banques à l’effort collectif alors mêmes que les profits réalisés par les 
banques en 2010 sont conséquents. 
 
En cela, nous parlons de plusieurs centaines de milliards d’euros face à un besoin, pour financer 
les mesures ci-mentionnée, de moins de 50 milliards au niveau européen. 
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Lebensqualität in der EU 
 
 
Zwischen allem Mitglied Staaten der EU gibt es (und es wird auch wahrscheinlich 
weiterhin geben) viele Unterschiede. Lebensqualität der Menschen / Europäer ist einer 
von diesen Unterschieden, die wir in unserem Beitrag bearbeiten wollen. Wir wollen uns 
auf die Unterschiede der west und mittel Europa Staaten fokussieren, und im diesen sinne 
z.b. folgende Bereiche bearbeiten: was verstehen wir unter Lebensqualität, wie die EU 
Politik die Lebensqualität beeinflusst kann und soll, was können die Mitglied Staaten 
machen, wird es immer Lebensqualität Unterschiede geben, und so weiter. 
 

 
 
 

Ergebnisse der Phase 1  
Für die Arbeit in unserer Gruppe haben wir das Thema der Lebensqualität in EU ausgewählt. 
Anfangs wollen wir uns der Lebensqualität als solchen widmen. Was kann man unter 
Lebensqualität verstehen? Unserer Meinung nach gibt es keine absolute Definition, die immer 
und überall benutzt werden könnte. Für unsere Bedürfnisse in diesem Projekt ist es aber auch 
nicht nötig absolute und klare Definitionen zu setzen. Wir wollen hauptsächlich unsere 
Ansichten bezüglich der Problematik vorstellen. Die Ökonomie wurde in Bezug auf die 
Lebensqualität Wirtschaftsindikatoren, wie zum Beispiel Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in den 
Vordergrund stellen. Für die Rechtswissenschaft wurden Demokratie in deren Attribute wichtig 
sein. Soziologie wurde dann vielleicht Faktoren wie sozial Status der Menschen, sozial 
Bindungen, gesamte gesellschaftliche Situation des Landes betrachten. Jede einzelne 
Wissenschaft hat seine eigene Betrachtungs Felde und alle diese Ansichten sind unserer 
Meinung nach auch im gewissen Sinne richtig.  
 
Hauptsächlich wollen wir sagen, dass die Lebensqualität der Menschen nicht nur von den 
Ökonomischen Indikatoren des Landes abhängig ist. Wichtig in diesem Sinne sind auch Faktoren 
wie zum Beispiel soziale Bindungen (Freunde, Bekannte), Bildung (verfugbare und qualitativ 
gute Ausbildung), Umwelt (saubere Luft, Wasser, …), Gesundheit (eigene Gesundheit, verfugbare 
Gesundheitsversorgung für alle), Sicherheit (eigene Sicherheit, sich sicher zu fühlen), 
Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit, und weitere politische Freiheiten, die nicht nur Gesetzlich 
aber auf real beachtet werden sollten. Wir meinen, dass für jeden einzelnen Menschen, nicht nur 
genug Geld und verschiedene Freiheiten nötig sind. Jeder sollte auch seine eigene subjektive 
Lebenszufriedenheit fühlen.  
 
Lebensqualität ist ein wichtiges nicht nur nationales, aber auch europaweites Thema. Unter EU 
Mitgliedsstaaten gibt es immer noch weitgehende Unterschiede, die auch die Lebensqualität der 
Einwohner betreffen. Deswegend ist diese Problematik und ihre wahrscheinlichen Auswege und 
Lösungen eine europäische Angelegenheit. Wir wollen uns hauptsächlich auf die Lebensqualität 
der älteren Population fokussieren. Demographische Entwicklung zeigt nämlich, dass national 
und auch international unsere Population immer älter wird. Eurostat Demography report 2010 
zeigt, dass die Population in den EU Mitgliedsstaaten immer älter wird. Menschen älter als 65 
Jahre im EU-27 durchschnitt bildeten im Jahr 2010 17,4 % der gesamt Bevölkerung, was im 
Vergleich zu 1990 Statistik ein Anstieg von 3,7 % darstellt. Wenn wir uns einige Länder und 
deren 2010 Bevölkerung Statistik näher ansehen würden, dann stellen wir fest, dass zum 
Beispiel in Deutschland 20,7% (1990 Anstieg um 5,8%) der gesamt Bevölkerung älter als 65 
Jahre sind, in Frankreich sind es 16,8% (1990 Anstieg um 2,9%), in der Slowakei 12,3% (1990 
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Anstieg um 2%).  
 
Die jeweiligen oben als Beispiel genannten Indikatoren, die insgesamt die Lebensqualität 
bestimmen, und die auch spezifisch auf die ältere Generation orientiert sind, sind nicht nur ein 
Teil der nationalen Politik, aber sie gehören auch zu den Politikfeldern der EU. National werden 
die Strategien von den Regierungen gesetzt und weiter von zuständigen Ministerien verfolgt. In 
der EU Politik können wir auch spezifische Politikfelder identifizieren, die sich mit der 
Lebensqualität von älteren Menschen beschäftigen. EU Sozialpolitik ist im diesen sinne auch auf 
Sozialschutz, soziale Eingliederung, aktives altern orientiert. Das Jahr 2012 ist der Initiative für 
das Europäisches Jahr für aktives Altern und der Solidarität zwischen den Generationen 
gewidmet. Das Ziel der Initiative ist unter anderem Politik Entscheidungen auch in der Hinsicht 
auf die ältere Generation durchzuführen. Von der Europäischen Kommission gegründetes 
Eurofound (European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions), 
beschäftigt sich auch mit der Problematik der Lebensqualität und der Alterung der Gesellschaft.  
 
Wir können positiv feststellen, dass die Lebensqualität und spezifisch die Lebensqualität von 
älteren Menschen ein Europaweites und besonders aktuelles Problem ist. Politik Gestaltung und 
Politik Entscheidungen werden in den Nationalen Staaten, aber auch auf der EU Ebene, auch in 
der Hinsicht auf die Alterung der Gesellschaft und deren angemessene Lebensqualität gemacht.  
 
 
Verwendete Quellen: 
- http://europa.eu/pol/socio/index_de.htm  
- http://europa.eu/ey2012/ey2012main.jsp?catId=971&langId=de 
- http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_OFFPUB/KE-ET-10- 001/EN/KE-ET-10-001-
EN.PDF  
- http://www.eurofound.europa.eu/about/index.htm 
- http://www.eurofound.europa.eu/areas/qualityoflife/index.htm  
 
 

Ergebnisse der Phase 2 
Im Bezug auf die in der Phase 1 benannten Probleme und Herausforderungen glauben wir, dass 
ihre Lösungen von breiter Anzahlt von Beteiligten durchgeführt sein sollten. Lebensqualität in 
der EU, und konkret von den älteren Menschen, sollte nicht nur ein nationales Thema aber auch 
ein Europaweites Thema sein. Deswegen sehen wir die Lösungssetzung als die Aufgabe von 
nationalen Staaten einerseits aber auch von der EU und deren Apparat.  
 
Die Aufgaben auf der nationalen Ebene sollen unserer Meinung nach von lokalen, regionalen und 
natürlich auch von Regierungs Ebene Entscheidungsträgern getroffen werden. Die lokale und 
auch regionale Ebene ist den älteren Menschen am nahsten, kennt ihre tagtäglichen Probleme, 
kann effizienter und gezielter Lösungen treffen. Dieser positive Standpunkt der lokalen und 
regionalen Ebene ist aber oft (wir sprechen von der Situation in der Slowakei) von Finanzierung 
Problemen begleitet. Auch wenn die lokalen und regionalen Entscheidungsträger die 
Lebensqualität der älteren Menschen verbessern wollten, müssen sie es auch finanzieren 
können. Deshalb ist auch der Staat gefragt. Die Rolle des Staates sollte sich aber nicht nur auf die 
Finanzierung Beihilfe beschränken. Die Regierung sollte auch in gewissermaßen strategische 
Entscheidungen treffen, die dann von lokalen und regionalen Ebene angewendet und 
durchgeführt sein sollten.  
 
Was für Rolle sollte dann die EU haben? Heutzutage spricht man sehr oft und immer öfters von 
Solidarität zwischen jeweiligen EU Mitgliedsstaaten. Wir können Sie auch einige Monate live 
verfolgen, weil die verschiedenen Hilfen für verschuldete EU Länder auch ein Zeichen der 
Solidarität sind. Solch eine Solidarität und gemeinsames Vorgehen sollten aber nicht nur in der 
Finanziellen Sphäre die Realität sein. Auch die Menschen, ins besondere die älteren Europäer, 
und ihr wohl befinden bedarf die Hilfe zwischen Ländern, damit wir die immer noch großen 
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Unterschiede in der Lebensqualität so weit wie möglich verringern. Das sollte auch die Aufgabe 
von der EU und ihrem großen Administrativ Apparat sein.  
 
Es stellet sich weiter die Frage, wie die Partizipation der Burger sein sollte. Reicht es nur 
regelmäßig an Wahlen teil zu nähmen? Und nähmen wir eigentlich an den Wahlen teil? Wenn 
wir uns die Wählerbeteiligung an nationalen und EU Parlamentswahlen (veröffentlicht von 
Eurostat) ansehen würden, dann können wir feststellen, dass in EU Parlamentswahlen die 
durchschnittliche EU-27 Wahlbeteiligung 2009 nur 43% betrag. In der Slowakei war die 2009 
EU Parlamentswahlen Wahlbeteiligung 19,64%, in Deutschland 43,30%, in Frankreich 40,63%. 
Die Wähler scheinen mehr an den nationalen Wahlen teil zu nähmen. In der Slowakei war nach 
Eurostat die nationale Wahlbeteiligung 2010 59%, in Deutschland 2009 70,8%, in Frankreich 
2007 60,2%. Immer noch ist aber die Wahlbeteiligung in meisten EU Länder niedrig. Wir 
glauben, dass je grösser die Wahlbeteiligung ist, des so grösser die demokratische Legitimation 
Entscheidungen zu treffen ist.  
 
Parlamentswahlen sind unserer Meinung nach nur ein Teil, wie die Burger an politischen 
Entscheidungen teil nähmen sollten. Wichtig sind auch Instrumente der direkten Demokratie, 
wie die nationalen Referenden, oder auch ein EU weites Referendum. Nicht unbedeutend sind 
auch viele verschiedene Arten von Bürgervereinigungen (zum Beispiel Senioren Vereinigungen 
sollten auch ein Wort bei politischen Entscheidungen die Sie betreffen haben).  
 
Wir sollten in Betracht nehmen, dass es die junge Genration ist, die an der Lösungssetzung sich 
beteiligen sollte. Lösungen die heute gemacht werden beeinflussen real die ältere Generation 
von morgen. Deswegen kann die junge Generation heute ihr eigenes Alter-sein wesentlich 
beeinflussen. Haben aber die jungen Leute heutzutage Lust an politischen Entscheidungen 
teilzunähmen? Nach einer Umfrage nach Europawahlen 2009, können wir feststellen, das die 
Wahlbeteiligung der Wähler zwischen 18 – 24 Jahre im EU durschnitt 29% betrag (in der 
Slowakei 13%, Deutschland 27%, Frankreich 25%). Dieselbe Umfrage hat auch die Ergebnisse 
für die nationalen Wahlen erfasst, wonach die Wahlbeteiligung der Wähler zwischen 18 – 24 
Jahre in EU durchschnitt 38% betrag (Slowakei 51%, Deutschland 23%, Frankreich 39%). Wir 
sehen also dass es auch in dem Bereich der politischen Partizipation und der Wahlbeteiligung 
der jungen Wähler einige Mängel gibt.  
 
Verwendete Quellen: 
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/tgm/refreshTableAction.do;jsessionid=9ea7d07d30e1b3684c
74d252449d809dddc6eb723b66.e34MbxeSaxaSc40LbNiMbxeNahaRe0?tab=table&plugin=1&p
code=tsdgo310&language=de  
http://www.europarl.europa.eu/aboutparliament/de/00191b53ff/Eurobarometer.html?tab=20
09_11  
-http://www.europarl.europa.eu/pdf/eurobarometre/post_electoral/EB71.3-FocusonAge-
DE.pdf  
 
Ergebnisse der Phase 3 
In den ersten zwei Phasen haben wir versucht so gut wie möglich die Situation bezogen auf die 
Lebensqualität der älteren Menschen, und ihre Politiksetzung zu beschreiben. Wir konnten 
positive aber auch mangelhafte Faktoren im diesen sinne feststellen. 
Damit von unserer Seite aus benannten Probleme und Herausforderungen gelöst sein können, 
sollte die Politiksetzung alle betroffenen Akteure und Ebenen mit einziehen. Die jeweiligen 
Ebenen sollten: 
 
1) lokale Ebene 
Wie wir schon festgestellt haben, ist die lokale Ebene den Menschen (älteren Menschen) am 
nahsten. Deshalb sollte es ihre Aufgabe sein alle nötigen Mittel anzuwenden, die Lebensqualität 
im positiven Sinne zu beeinflussen. Die lokale Ebene könnte zum Beispiel verschiedene 
Sozialvereine, Interessenvereine und Altersheime betreiben, soziale Netzwerke zu schaffen und 
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zu verbreitern, ältere Generation in verschiedene Stadt Aktivitäten mit ein zu engagieren. Diese 
aber auch anderen Aktivitäten bedürfen Mitfinanzierung Beihilfe von Seite der anderen Ebenen 
aus. 
 
2) regionale Ebene 
Auch die regionale Ebene ist immer noch den Menschen nah, so dass Sie ihre Bedürfnisse und 
Probleme gut kennen sollte. Auch Von der Seite der regionalen Ebene (so wie bei der lokalen 
Ebene) und derer Politiksetzer, sollten verschiedene Vereine betrieben werden, damit sich die 
ältere Generation sozial nicht ausgeschlossen fühlt. 
Regional sollten aber auch die Aktivitäten von lokalen Einheiten, die in ihren Geltungsbereich 
stehen, miteinander koordiniert sein. Diese Koordination verstehen wir im positiven Sinne, nicht 
im Sinne der Zentralisierung. Es sollte nicht die Situation auftreten, dass es in vielen 
angrenzenden Städten mehrere Interessen Vereine, aber kein Altersheim gibt. 
 
3) Regierung Ebene 
Die Regierungen sollen solche Politik anwenden, so dass die lokale und regionale Ebene keine 
Finanzierung Probleme haben. Dazu bedarf es ökonomisch verantwortungsvolle Politik zu 
betreiben (good governance, anti-Verschuldung Politik, angemessene Verteilung). Wichtige 
Rolle hat der Staat, die Regierung als Gesetzgeber. Im diesen Sinne sollten die Regierungen 
solche Gesetzgebung verabschieden, die den Gesetzlichen Rahmen für lokale und regionale 
Aktivitäten schaffen. Unter anderem auch wenn es nötig ist, gesetzlich fest zu setzen, einzelne 
Lebensqualität Indikatoren regelmäßig zu verbessern (zum Beispiel jährliche Renten 
Erhöhung). 
 
4) EU Ebene 
In den Bereich der Verbesserung und angemessener Lebensqualität der älteren Generation, soll 
auch die EU mitwirken. Als die Ebene, die 27 Mitgliedstaaten vereinigt, sollte es ihre Aufgabe 
sein, Solidarität auch im diesen Bereich zu fördern. EU soll so gut wie möglich die Lebensqualität 
Unterschiede in jeweiligen Mitgliedstaaten zu verringern. Wir verstehen auch, dass die 
Unterschiede Prinzipiell und von der Natur aus immer existieren werden. Sie sollen aber nicht 
viel zu groß sein. 
Damit die EU Ebene ihre Aufgaben erfüllen kann, muss Sie nicht nur Allgemeine Politik und 
strategische Visionen festsetzen. Es ist nötig auch konkret zu handeln, wo die EU ihre 
Instrumente, wie zum Beispiel Verordnungen, Richtlinien, Empfehlungen, benutzen kann. 
 
Die vier oben genannten Ebenen und ihre Aufgaben, Aktivitäten und Instrumente, müssen 
unserer Meinung nach miteinander in Zusammenhang stehen. Weiterhin ist es wichtig, dass sich 
die Politik mit den jeweiligen Lebensqualität Indikatoren nicht nur einzeln, sondern auch in 
ihren gegenseitigen Zusammenhang beschäftigt. 
 
Was für Rolle sollte dann der Bürger, Wähler haben? Wichtig ist an politischen Entscheidungen 
teil zu nehmen, und zwar nicht nur an Wahlen (Wahlen auf jeder Ebene), sondern auch an 
anderen demokratischen Mechanismen, wie zum Beispiel Referenden, oder auch Petitionen, wo 
die Menschen ihre Meinung zu konkreten Aspekten die Sie beeinflussen und betreffen äußern 
können. 
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DFJW-Seminar 
 

 
 

 
 

Unterschiede in der deutschen und französischen Wirtschafts- und Familienpolitik 
 
Sowohl in der Wirtschaftspolitik als auch in der Familienpolitik verfolgen die ehemaligen 
"ennemis héréditaires" unterschiedliche Ansätze. Während in Frankreich derzeit bezüglich 
der Wirtschaftspolitik viel vom "modèle allemand" gesprochen wird, ist die französische 
Familienpolitik in Deutschland für viele ein Vorbild. 
 
Beide Bereiche stellen auch im europäischen Rahmen vor dem Hintergrund der 
Schuldenkrise und des demographischen Wandels zentrale Herausforderungen dar. Die 
verschiedenen Umstände und Lösungsansätze zeigen im Kleinen die Vielseitigkeit der 
europäischen Gesellschaften und Strukturen auf. Auch wenn die unterschiedlichen 
Ansätze in der Wirtschaftspolitik aufgrund ihrer Medienpräsenz in der Eurokrise derzeit 
eher im Vordergrund stehen, sind langfristig die Auswirkungen der Familienpolitik auf 
den demographischen Wandel in beiden Ländern möglicherweise die bedeutenderen. 
 
In unserer Projektgruppe wollen wir uns diesem vielseitigen Thema widmen und die 
jeweils anderen, traditionell geprägten Handlungskulturen und Denkansätze zunächst 
versuchen zu verstehen, um anschließend nach möglichen Kompromissen zu suchen. In 
einigen Bereichen könnten Deutschland und Frankreich sicherlich gemeinsam eine 
Führungsrolle einnehmen. Hierbei sollte jedoch nie vergessen werden, dass die 
Europäische Union aus 27 europäischen Staaten besteht und beide Länder nur bis zu 
einem gewissen Punkt als deutsch-französischer Motor agieren können und dürfen. 
 

 
 
 

Ergebnisse der Phase 1  
Der demographische Wandel in Europa erscheint neben der aktuellen Brisanz der Schuldenkrise 
weniger besorgniserregend, wird jedoch unserer Meinung nach langfristig das größere Problem 
in Europa darstellen. Neben der wirtschaftlichen Dimension des Problems, dem bereits 
existierenden Fachkräftemangel, der sich noch verstärken wird, werden insbesondere soziale 
Folgen auf uns zukommen. Schon jetzt erscheint die Rentenversorgung in Form des 
Generationenvertrags nicht mehr realisierbar und auch die Gesundheitsversorgung wird sich 
aufgrund mangelnder Ressourcen, d.h. Personal und Finanzmittel, verschlechtern. Die alternden 
Gesellschaften können so langfristig den Lebensstandard und das Wirtschaftswachstum in der 
EU beeinträchtigen. Während die Schuldenkrise in jedem Fall eine Angelegenheit ist, die ganz 
Europa betrifft, muss der demographische Wandel differenzierter betrachtet werden. Generell 
ist festzuhalten, dass die Bevölkerung in Europa immer älter wird und die Geburtenraten zu 
niedrig sind, um die Bevölkerungszahlen stabil zu halten. In Deutschland liegt die 
durchschnittliche Geburtenrate pro Frau bei 1,4 Kindern, in Frankreich hingegen bei 2,0 
Kindern. Demzufolge sind einige Länder in Europa von diesem Problem stärker betroffen als 
andere. Darüber hinaus fällt die Familienpolitik in den nationalen Zuständigkeitsbereich. 
Dennoch handelt es sich in einem größeren Rahmen betrachtet auch um eine europäische 
Angelegenheit. So könnte die sinkende Geburtenrate langfristig die Volkwirtschaften in einigen 
Ländern beeinträchtigen, was dann wiederum Auswirkungen auf die im vorherigen Absatz 
beschriebenen wirtschaftlichen Abhängigkeiten hätte. Auch sind eine verstärkte Mobilität 
europäischer Bürger im Rahmen des Schengener Abkommens und eine europäische 
Migrationspolitik Ansatzpunkte, um dem Fachkräftemangel in einigen und auch der 
Arbeitslosigkeit in anderen Ländern gemeinsam entgegenzuwirken. 
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In der Familienpolitik liegt die Gesetzgebung im Sinne der Subsidiarität im nationalen Bereich 
und wird von der Europäischen Union nur durch Richtlinien und gemeinsam formulierte Ziele 
beeinflusst. Während in Deutschland die Gründung von Familien lange Zeit als rein private 
Angelegenheit gesehen worden ist, wurde in Frankreich eine stärkere Familienförderung durch 
den Staat betrieben. Gerade die ausgebaute Kinderbetreuung in Frankreich fungiert für viele in 
Deutschland als Vorbild. Durch die Debatten um das Erziehungsgehalt wird das Thema 
Familienpolitik derzeit in Deutschland in der Öffentlichkeit diskutiert. Die Familienpolitik ist im 
Gegensatz zu der Wirtschaftspolitik in erster Linie ein Gegenstand der im nationalen Rahmen 
geregelt werden muss und nicht im Rahmen der Europäischen Union. 
 
 

Ergebnisse der Phase 2 
Unsere Hauptaufgabe liegt darin, die europäische (1) Vielfalt effektiv zu koordinieren, sodass die 
EU unsere gemeinsamen Interessen verfolgen und umsetzen kann, sowie uns in der 
internationalen Arena vertreten kann. Sowohl auf zivilgesellschaftlicher als auch institutioneller 
Ebene muss diese Aufgabe delegiert werden, wobei nicht in Vergessenheit geraten darf, dass alle 
europäische Institutionen im Grunde direkt (Parlament, Ausschuss der Regionen, etc.) oder 
indirekt (Europäische Rat, Rat, Kommission, etc.) legitimierte Repräsentationen der 
Zivilgesellschaft sind – nicht umgekehrt!  
 
Die Beteiligung dieser Instanzen am europäischen Entscheidungsfindungsprozess muss immer 
mehr demokratisiert (-->bürgernäher) werden. Das Monopol des Initiativrechts bei der 
Gesetzgebung, das derzeit bei der Kommission liegt, sollte von einer Institution ausgeführt 
werden, die direkt vom Unionsvolk gewählt wurde. Daraus folgt, dass entweder die direkte Wahl 
der Kommissare eingeführt werden muss oder das Initiativrecht an das Parlament transferiert 
wird. Jede europäische Lösung sollte überhaupt vom europäischen Parlament als bisher die 
einzig direkt gewählte Institution, die somit die allerhöchste demokratische Legitimation 
genießt, abgesegnet werden. Im Zuge der Demokratisierung des institutionellen Baus der EU 
sollte ein gemeinsames Unionswahlrecht etabliert werden, idealerweise mit einem 
gemeinsamen Kandidatenkatalog, sodass diejenigen Unionsbürger, die deren Interessen im 
nationalen Kontext nicht angemessen geäußert sehen, jedoch aber in einem anderen 
Mitgliedstaat, ihrer europäischen Meinung Ausdruck verleihen können.  
Nachhaltige europäische Lösungen entstammen der öffentlichen Meinung, „global public 
square“. Grundsätzlich entscheidet also die Zivilgesellschaft (Unionsbürger, Verein, Stiftung, 
NRO, Unternehmen, Medien, soziale Netzwerke, Internet etc.), die eine immerwährende 
kritische und konstruktive Kontrolle über ihre eigene Repräsentation in den Institutionen 
ausübt und optimiert.  
 
Die Europäische Solidarität ist das Fundament, auf dem die Koordination der europäischen 
Vielfalt überhaupt stattfinden darf und kann. Sie verlangt nach einer Wandlung in den Köpfen, 
die Mauern und jegliche Vorbehalte abschafft und die Bereitschaft zum Dialog im Alltag, zur 
Einbeziehung des Andersdenkenden, zum zivilen und friedlichen Umgang mit dem anderen, 
auch unter Umständen, wo man diametral auseinandergehende Meinungen vertritt, anschafft. 
Standhaftigkeit im Bezug auf seine eigenen Kernwerte und Kompromissbereitschaft sollen die 
europäische Mentalität auszeichnen, die zum Erhalt unserer Vielfalt dient.  
 
Wir wollen am Ende noch einmal unterstreichen: Die europäische Vielfalt ist kein Problem! Es 
ist unser Umgang mit der Vielfalt, der uns europäisiert. 

 

 
Ergebnisse der Phase 3 
Familienpolitik  
Mit welchen demokratischen Strukturen kann das gelingen? 
Demokratie bedeutet für uns auch Umverteilung: der Kinderwunsch darf demnach nicht von 
mangelnden Geldleistungen abhängig gemacht werden. Familien sichern den Fortbestand einer 
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Gesellschaft, die Renten- und Gesundheitssysteme 
• In Deutschland wäre daher bspw. das Ehegattensplittung zu überdenken, da dieses 
Steuervorteile nicht an das Vorhandensein von Kindern koppelt und die traditionelle 
Rollenverteilung in einer Familie unterstützt (eine Person arbeitet, die andere bleibt zu Hause)  
• Ausbau der Kinderbetreuung, insbesondere in Deutschland, aber auch in Frankreich fernab 
von Paris  
• Anreize schaffen, jung Kinder zu bekommen, z.B. Kinder während des Studiums zu ; tlw. bereits 
jetzt gute Kinderbetreuungsangebote in der Universität  
• Bei der Kinderbetreuung sollten auch juristische Rahmenbedingungen geschaffen werden, die 
mit der Wertschätzung von Familien/ Kindern vereinbar sind- ein Schritt in die richtige 
Richtung ist eine mögliche Baurechtsreform, nach der Kitas nun auch in reinen Wohngegenden 
gebaut werden dürfen (Beschluss des Bundeskabinettes vom 4.07.2012) 
• In der Gesellschaft sollte eine Aufwertung der mit Kinderbetreuung verbundenen Tätigkeiten 
erfolgen; bessere Ausbildungsmöglichkeiten, stärkere Anerkennung von ErzieherInnen 
• Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördern (Teilzeitmodelle, Kinderkrippen im Betrieb)  
 
Partizipation von jungen Menschen? 
• Neue Formen des Zusammenlebens unterstützen und weiter ausbauen => wenn man sich nicht 
mehr festlegen mag auf einen Partner etc. => bspw. Generationenhäuser, die es in Deutschland 
immer mehr gibt 
• In Diskussionen den Fokus nicht auf Arbeit, Erziehung, Problemen und finanzielle Belastungen 
legen, sondern darauf, was Kinder mit sich mitbringen (Lebensqualität, Bereicherung, 
Lebenssinn, Freude, Stolz etc.)  
• Initiierung einer Pro-Familie-Kampagne  
• Diversifizierung der Familienbilder vertreten (nicht die Meinung vertreten, dass Kinderkriegen 
erst möglich ist, sobald Ehe, Haus und Kombi vorhanden sind) 
 
Partizipation als Einzelner?  
• Demonstrieren für den Ausbau der Kinderbetreuung  
• „Zivilcourage“ gegen ein negatives Kinderbild: fängt bspw. bereits damit an, schwangeren 
Frauen einen Platz in der Straßenbahn anzubieten oder andere sitzende Personen darauf 
hinzuweisen, dieses zu tun  
• Leserbriefe schreiben 
• Generationenvertrag; bürgerschaftliches Engagement, Nachbarschaftshilfe; Ausbau betreutes 
Wohnen, Ausbau von Initiativen auf kommunaler Ebene  
• Das Thema „Kinder bekommen“ gründlich mit dem Partner bereden, damit beide Elternteile 
sich der Verantwortung Bewusst sind und einen aktiven Part in der Familie einnehmen.  


